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A. Bericht des Abgeordneten Zühlke 


Die Gesetze, die der Durchführung des Lasten- 
ausgleichs dienen, werden teils vom Bund, teils im 
Aufträge des Bundes von den Ländern und vom 
Land Berlin durchgeführt. Im Bereich des Bundes ist 
ein Bundesausgleichsamt als selbständige Bundes- 
oberbehörde errichtet. Das Bundesausgleichsamt 
wird von einem Präsidenten geleitet. Der Präsident 
des Bundesausgleichsamtes verwaltet den Aus- 
gleichsfonds und verfügt über die Verwendung der 
Mittel. Er bestimmt im Rahmen des Lastenaus- 
gleichsgesetzes, der dazu ergehenden Rechtsverord- 
nungen sowie der Richtlinien der Bundesregierung 
näheres über die Gewährung von Ausgleichsleistun- 
gen. Er erläßt die erforderlichen allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften. Der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamtes ist verpflichtet, dem Kontrollausschuß 
und dem Ständigen Beirat Auskunft über die Ver- 
waltung, den Bestand und die Verwendung der Mit- 
tel zu erteilen; er ist insbesondere verpflichtet, 
dem Kontrollausschuß und dem Ständigen Beirat 
jeweils für das bevorstehende Rechnungsjahr oder 
für Abschnitte eines solchen Rechnungsjahres einen 
Wirtschafts- und Finanzplan vorzulegen. Nach Maß- 
gabe dieser Bestimmungen übt der Präsident des 
Bundesausgleichsamtes die Sachaufsicht über die 
Landesausgleichsämter aus. Im § 312 Abs. 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes wird bestimmt, daß das 
Bundesausgleichsamt der Dienstaufsicht des Bundes- 
ministers der Finanzen untersteht, der auch den Sitz 
des Amtes bestimmt. Der Gesetzgeber war davon 
ausgegangen, daß die Federführung für den gesam- 


ten Bereich des Lastenausgleichsgesetzes sowohl auf 
der Aufbringungs- als auch auf der Entschädigungs- 
seite einheitlich beim Bundesminister der Finanzen 
liegen solle. 

Im Zuge von Organisationsänderungen in den 
Ministerien soll nun die Dienstaufsicht über das 
Bundesausgleichsamt vom Bundesminister der Finan- 
zen auf den Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte übertragen werden. 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich hat sich 
eingehend mit diesem Vorschlag befaßt, die Stel- 
lungnahme des Bundesrates zur Kenntnis genommen 
und festgestellt, daß der Bundesminister für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte, wie 
bisher der Bundesminister der Finanzen, keine 
Sachaufsicht über das Bundesausgleichsamt ausübt, 
also auch nicht über den Ausgleichsfonds, sondern 
I nur eine Dienstaufsicht, die sich lediglich auf Per- 
I sonal- und Etatfragen des Bundesausgleichsamtes 
erstreckt, beispielsweise Anschaffungen, bauliche 
Angelegenheiten etc. 

Auf Vorschlag des Abgeordneten Dr. Hesberg, 
der sich gegen die in § 316 Abs. 1 Satz 2 der Regie- 
rungsvorlage vorgeschlagene komplizierte Neurege- 
lung der Bestellung des Vertreters der Interessen 
des Ausgleichsfonds wandte, beschloß der Ausschuß, 
daß der Vertreter der Interessen des Ausgleichs- 
fonds bei dem Bundesverwaltungsgericht von dem 
Präsidenten des Bundesausgleichsamtes bestellt 
wird. 


Bonn, den 29. Januar 1959 

Zühlke 

Berichterstatter 

Ausschußantrag umseitig 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 



Drucksache 899 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 762 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 29. Januar 1959 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 


Kunze 

Vorsitzender 


Zühlke 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zehnten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(10. AndG LAG) 

— - Drucksache 762 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für den Lastenausgleich 

(15. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(10. AndG LAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Änderiingsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 312 wird Absatz 3 gestrichen. 

2. In § 316 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Auf Vorschlag des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes wird bei dem Bundesverwal- 
tungsgericht ein Vertreter der Interessen des 
Ausgleichsfonds bestellt." 

§ 2 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(10. AndG LAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 

2. In § 316 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Der Präsident des Bundesausgleichsamtes be- 
stellt bei dem Bundesverwaltungsgericht einen 
Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds." 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 

§ 4 

unverändert 
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